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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2251
Satzung des Westdeutschen Rundfunks Köln 

über das Verfahren zur Leistung 
der Rundfunkbeiträge 

(Beitragssatzung)
Vom 10. Dezember 2012

Der Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks Köln 
hat am 30. Oktober 2012 gemäß § 9 Absatz 2 des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrags vom 13. Dezember 2011 (GV. 
NRW. S. 675) in Verbindung mit § 16 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 des Gesetzes über den „Westdeutschen Rund-
funk Köln“ in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
April 1998 (GV. NRW. S. 265) folgende Satzung erlassen:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für alle Personen, die im Sinne des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages Wohnungen (§ 3 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags), Betriebsstätten (§ 6 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags) oder Kraftfahrzeuge 
(§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 6 
Absatz 2 Satz 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags) 
innehaben.

§ 2 
Gemeinsame Stelle der Landesrundfunkanstalten

Die im Rahmen einer nicht rechtsfähigen öffentlich-recht-
lichen Verwaltungsgemeinschaft betriebene gemeinsame 
Stelle der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstal-
ten nimmt die der Rundfunkanstalt zugewiesenen Aufga-
ben und die damit verbundenen Rechte und Pfl ichten nach 
§ 10 Absatz 7 Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags 
ganz oder teilweise für diese wahr. Sie wird dabei auch für 
das ZDF und das Deutschlandradio tätig.

§ 3 
Anzeigen, Formulare

(1) Anzeigen über Beginn und Ende des Innehabens 
einer Wohnung, einer Betriebsstätte oder eines beitrags-
pfl ichtigen Kraftfahrzeuges sind unverzüglich schriftlich 
gemäß §§ 126 Absatz 1, 3 und 4, 126 a Absatz 1 BGB der 
in § 2 genannten gemeinsamen Stelle zuzuleiten. Dies 
gilt auch für die Anzeige eines Wohnungswechsels sowie 
für jede Änderung der Daten nach § 8 Absatz 4 und 5 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags.

(2) Für die Anzeigen sollen die dafür vorgesehenen For-
mulare verwendet werden. Die Formulare werden im 
Internet und an Stellen, die für jedermann zugänglich 
sind und von der Rundfunkanstalt bekannt gegeben wer-
den, sowie von nach § 16 Absatz 4 beauftragten Dritten 
kostenlos bereitgehalten.

(3) Den Beitragsschuldner trifft die Beweislast für den 
Zugang einer Anzeige im Sinne von Absatz 1 bei der in 
§ 2 genannten gemeinsamen Stelle. 

§ 4
Inhalt der Anzeigen

(1) Im privaten Bereich kommt als Abmeldegrund nach 
§ 8 Absatz 5 Nummer 2 des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trags insbesondere die Wohnungsaufgabe ohne Bezug 
einer neuen Wohnung im Inland, die Auswanderung, der 
Zuzug des Inhabers in eine Wohnung, für die schon ein 
Rundfunkbeitrag entrichtet wird, sowie der Tod des 
Inhabers in Betracht. Im nichtprivaten Bereich kommt 
als Abmeldegrund insbesondere die Aufgabe oder Über-
tragung des Betriebs in Betracht. Dabei ist der die 
Abmeldung begründende Lebenssachverhalt nur in typi-
sierter Form anzugeben; individuelle Motive für die 
Abmeldung (z. B. „Scheidung“ oder „Ruhestand“) sind 
nicht anzugeben.

(2) Als Anzahl der im Durchschnitt eines Kalenderjahres 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten nach § 8 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 4 Nummer 7 des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags ist der zwölfte Teil (Divisor 12) der 
Summe aus den Zahlen der am jeweiligen Monatsende 

des vorangegangenen Kalenderjahres sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten oder Bediensteten in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis mit Ausnahme 
der Auszubildenden anzuzeigen. Für jeden von der Bei-
tragspfl icht nach § 5 Absatz 4 des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrags freigestellten Monat verringert sich der 
Divisor um eins.

(3) Als Zulassungsort für ein beitragspfl ichtiges Kraft-
fahrzeug nach § 8 Absatz 4 Nummer 12 des Rundfunk-
beitragsstaatsvertrags ist der erste Teil des Kennzeichens 
des Kraftfahrzeugs (Unterscheidungszeichen der Verwal-
tungsbezirke gemäß § 8 Absatz 1 Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung vom 3. Februar 2011 (BGBl. I S. 139), die 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2232) geändert worden ist) anzuzeigen. Sofern 
es sich um ein Unterscheidungszeichen der Anlage 3 zu 
§ 8 Absatz 1 Satz 5 Fahrzeugzulassungsverordnung han-
delt, ist zusätzlich der Sitz der Zulassungsbehörde mit-
zuteilen.

§ 5 
Beitragsschuldner, Beitragsnummer

Jeder Beitragsschuldner erhält eine Anmeldebestätigung 
mit den für die Beitragserhebung erforderlichen Daten 
und eine Beitragsnummer. Die Beitragsnummer ist bei 
allen Anzeigen, Anträgen, Zahlungen und sonstigen Mit-
teilungen anzugeben.

§ 6 
Erfüllung von Nachweispflichten

(1) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte 
gemeinsame Stelle kann im Einzelfall verlangen, dass ein 
Nachweis erbracht wird für alle Tatsachen, die Grund, 
Höhe oder Zeitraum der Beitragspfl icht betreffen, insbe-
sondere

1.  für die Zugehörigkeit zu einer der in § 5 Absatz 3 
Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags genannten 
Einrichtungen,

2.  für die Widerlegung der Vermutung nach § 2 Absatz 2 
Satz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags oder nach 
§ 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags (Inhaber einer Wohnung) oder

3.  für die Widerlegung der Vermutung nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags oder nach 
§ 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags (Inhaber einer Betriebsstätte).

(2) Die Nachweise sind durch Urkunden zu erbringen. 
Dabei soll der Beitragsschuldner darauf hingewiesen 
werden, welche Daten zum Nachweis benötigt werden. 
Als Nachweis ist in den Fällen des Absatzes 1

1.   Nummer 1 insbesondere eine entsprechende Beschei-
nigung der zuständigen oder vorgesetzten Behörde 
oder ein Auszug aus einem öffentlichen Register, für 
die Gemeinnützigkeit der Einrichtung oder ihres 
Rechtsträgers eine Bescheinigung der zuständigen 
Finanzbehörde vorzulegen,

2.  Nummer 2 insbesondere eine Meldebescheinigung der 
Meldebehörde vorzulegen oder

3.   Nummer 3 insbesondere ein Auszug aus einem öffent-
lichen Register oder eine entsprechende Bescheini-
gung der Register führenden Stelle oder der zuständi-
gen berufsständischen Kammer vorzulegen.

(3) Den Beitragsschuldner trifft die Beweislast für den 
Zugang der Nachweise.

§ 7 
Datenerhebung bei öffentlichen Stellen

(1) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte 
gemeinsame Stelle wird eine andere öffentliche Stelle um 
die Übermittlung personenbezogener Daten gemäß § 11 
Absatz 4 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags nur ersu-
chen, soweit eine vorherige Datenerhebung unmittelbar 
beim Betroffenen erfolglos war oder nicht möglich ist. 
Dabei werden nur die in § 8 Absatz 4 und 5 des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrags genannten Daten unter den 
Voraussetzungen von § 11 Absatz 4 Satz 2 des Rundfunk-
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beitragsstaatsvertrags erhoben. Die Verfahren der regel-
mäßigen Datenübermittlung durch die Meldebehörden 
nach den entsprechenden Regelungen der Länder und 
der einmaligen Meldedatenübermittlung nach § 14 
Absatz 9 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags bleiben 
unberührt.

(2) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte 
gemeinsame Stelle wird personenbezogene Daten nach 
Absatz 1 bei öffentlichen Stellen nur erheben, um

1.  bisher unbekannte Beitragsschuldner festzustellen 
oder

2.  die von ihr gespeicherten Daten von Beitragsschuld-
nern im Rahmen des Datenkatalogs nach § 8 Absatz 4 
und 5 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags zu berich-
tigen, zu ergänzen oder zu löschen.

(3) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte 
gemeinsame Stelle wird nur solche öffentlichen Stellen 
um die Übermittlung personenbezogener Daten ersu-
chen, die über die Daten einzelner Inhaber von Wohnun-
gen oder einzelner Inhaber von Betriebsstätten verfügen 
und denen die Übermittlung dieser Daten an die Rund-
funkanstalt rechtlich gestattet ist. Diese öffentlichen 
Stellen sind insbesondere

1.  Meldebehörden,

2.  Handelsregister,

3.  Gewerberegister und

4.  Grundbuchämter.

(4) Auf das datenschutzrechtliche Auskunftsersuchen 
eines Beitragsschuldners wird die Rundfunkanstalt 
oder die in § 2 genannte gemeinsame Stelle dem Bei-
tragsschuldner die öffentliche Stelle mitteilen, die ihr 
die jeweiligen Daten des Beitragsschuldners übermittelt 
hat.

§ 8 
Datenerhebung bei nicht-öffentlichen Stellen

(1) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte gemein-
same Stelle darf ein Auskunftsverlangen an die in § 9 
Absatz 1 Satz 2 und 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags 
genannten Personen nur richten, wenn ein vorheriges Aus-
kunftsverlangen unmittelbar beim Betroffenen nach § 9 
Absatz 1 Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags und 
eine Anfrage bei der Meldebehörde oder dem maßgebli-
chen öffentlichen Register nach § 7 Absatz 3 erfolglos 
geblieben ist oder nicht möglich war. Die Auskunft ist 
schriftlich zu erteilen und auf die Daten nach § 8 Absatz 4 
Nummer 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags der jewei-
ligen Inhaber der betreffenden Wohnung oder Betriebs-
stätte beschränkt.

(2) Vorbehaltlich der Regelungen in Absatz 1 darf die 
Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte gemeinsame 
Stelle als nicht-öffentliche Stelle nur Unternehmen des 
Adresshandels und der Adressverifi zierung um die Über-
mittlung personenbezogener Daten gemäß § 11 Absatz 4 
des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags im Rahmen der dort 
in Satz 2 genannten Beschränkungen ersuchen. § 14 
Absatz 10 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags ist zu 
beachten. § 7 Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 Satz 1 und 
Absatz 4 gelten entsprechend.

§ 9 
Technisch-organisatorischer Datenschutz

Es ist sicherzustellen, dass bei der in § 2 genannten 
gemeinsamen Stelle ein wirksames und übergreifendes 
Informationssicherheits-Managementsystem installiert 
und die Löschung der Daten von Rundfunkteilnehmern 
und Beitragsschuldnern nach einem einheitlichen Kon-
zept geregelt wird.

§ 10 
Zahlungen

(1) Der Beitragsschuldner hat die Rundfunkbeiträge auf 
seine Gefahr auf das Beitragsabwicklungskonto ARD/
ZDF/Deutschlandradio bei Banken oder Sparkassen zu 
leisten.

(2) Der Beitragsschuldner kann die Rundfunkbeiträge 
nur bargeldlos mittels folgender Zahlungsformen ent-
richten:

1.  Ermächtigung zum Einzug mittels Lastschrift bzw. 
künftiger SEPA-Basislastschrift,

2.  Einzelüberweisung oder

3.  Dauerüberweisung.

(3) Die Kosten der Zahlungsübermittlung einschließlich 
eventueller Rücklastschriftkosten hat der Beitrags-
schuldner zu tragen.

(4) Der Beitragsschuldner ist verpfl ichtet, die von ihm zu 
Lasten seines Bankkontos geleisteten Zahlungen der 
Rundfunkbeiträge zu überprüfen und etwaige Einwen-
dungen geltend zu machen.

§ 11 
Säumniszuschläge, Kosten

(1) Werden geschuldete Rundfunkbeiträge nicht innerhalb 
einer Frist von vier Wochen nach Fälligkeit in voller Höhe 
entrichtet, wird ein Säumniszuschlag in Höhe von einem 
Prozent der rückständigen Beitragsschuld, mindestens 
aber ein Betrag von 8 Euro fällig. Der Säumniszuschlag 
wird zusammen mit der Rundfunkbeitragsschuld durch 
Bescheid nach § 10 Absatz 5 des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrags festgesetzt. Mit jedem Bescheid kann nur ein 
Säumniszuschlag festgesetzt werden.

(2) Beitragsschuldner, die ihrer Anzeigepfl icht nach § 8 
Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrags (Anmeldung), nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 
2 in Verbindung mit Absatz 4 Nummer 4, 9, 11 und 12 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (Änderungsmeldung) 
oder nach § 14 Absatz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trags nicht innerhalb eines Monats nachgekommen sind, 
haben der Rundfunkanstalt die ihr von Dritten für die 
Beschaffung der erforderlichen Daten in Rechnung 
gestellten Kosten (Gebühren und Auslagen) zu erstatten. 
Die Kosten der Meldedatenübermittlung nach § 14 
Absatz 9 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags sind nicht 
zu erstatten.

(3) Beitragsschuldner haben der Rundfunkanstalt die 
von ihr verauslagten notwendigen Kosten der Zwangs-
vollstreckung zu erstatten.

(4) Der Rundfunkanstalt entstandene Kosten werden 
zusammen mit der Rundfunkbeitragsschuld durch 
Bescheid nach § 10 Absatz 5 des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrags festgesetzt und im Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren vollstreckt.

(5) Die Rundfunkanstalt kann für die Anfertigung und 
Übersendung von Ablichtungen aus den Verwaltungsak-
ten Kostenerstattung nach den Bestimmungen von 
Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz vom 5. Mai 2004 
(BGBl. I S. 718), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2182) geändert worden 
ist) verlangen.

§ 12 
Zinsen

(1) Personen, die ihrer Anzeigepfl icht nach § 8 Absatz 1 
des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags nicht oder nicht 
vollständig nachgekommen sind oder die über rechtlich 
erhebliche Tatsachen für die Beitragserhebung unrich-
tige Angaben gemacht haben, haben für die dadurch 
nicht entrichteten Rundfunkbeiträge Zinsen ab dem drit-
ten Monat nach Beginn der Beitragspfl icht zu zahlen. § 2 
Absatz 3 Satz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags gilt 
entsprechend.

(2) Der Gesamtbetrag der infolge der unterlassenen, 
unvollständigen oder unrichtigen Angaben nicht zum 
Zeitpunkt der gesetzlichen Fälligkeit entrichteten Rund-
funkbeiträge wird jährlich mit 6 Prozent verzinst.

(3) Die Zinsen werden zusammen mit der Rundfunkbei-
tragsschuld durch Bescheid nach § 10 Absatz 5 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags festgesetzt und im Ver-
waltungsvollstreckungsverfahren vollstreckt.

(4) Zinsen nach Absatz 1 werden nicht erhoben, soweit der 
Beitragsschuldner in vollem Umfang die unterlassenen 
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Angaben nachholt, die unvollständigen Angaben ergänzt 
oder die unrichtigen Angaben berichtigt und die Rund-
funkanstalt erstmals hierdurch von den die Beitragspfl icht 
begründenden Tatsachen vollständig Kenntnis erhält.

§ 13 
Verrechnung

Zahlungen werden vorbehaltlich der Regelung in § 17 
Absatz 4 jeweils mit der ältesten Rundfunkbeitrags-
schuld verrechnet. Ansprüche der Rundfunkanstalt

1.  auf Erstattung von Vollstreckungskosten,

2.  auf Erstattung von Kosten nach § 10 Absatz 3,

3.  auf Erstattung von Kosten nach § 11 Absatz 2,

4.  auf Mahngebühren,

5.  auf Säumniszuschläge oder

6.  auf Zinsen

werden jeweils dem Beitragszeitraum nach § 7 Absatz 3 
Satz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags zugeordnet 
und in der genannten Reihenfolge jeweils im Rang vor 
der jeweiligen Rundfunkbeitragsschuld verrechnet. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch dann, wenn der Beitrags-
schuldner eine andere Bestimmung trifft.

§ 14 
Vorübergehende Stilllegung einer Betriebsstätte

(1) Der Antrag auf befristete Freistellung von der Bei-
tragspfl icht wegen vorübergehender vollständiger Still-
legung einer Betriebsstätte nach § 5 Absatz 4 des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrags ist schriftlich an die in § 2 
genannte gemeinsame Stelle zu richten. Für den Antrag 
soll das entsprechende Formular verwendet werden, das 
hierfür im Internet bereitgestellt wird.

(2) Der Antrag ist schriftlich zu begründen. In der 
Begründung sind die vorübergehende Betriebsstilllegung 
und ihre Dauer glaubhaft zu machen; dabei sind indivi-
duelle Motive für die Betriebsstilllegung nicht anzuge-
ben. Die Glaubhaftmachung ist insbesondere möglich 
durch Vorlage 

1.  einer Bestätigung des zuständigen Trägers der Sozial-
versicherung über die Aussetzung der Abführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen für die Beschäftigten 
des Inhabers der Betriebsstätte während deren vorü-
bergehender Stilllegung,

2.  einer Bestätigung des Steuerberaters oder Wirt-
schaftsprüfers des Beitragsschuldners über die vorü-
bergehende Stilllegung der Betriebsstätte,

3.  des Ausdrucks der aktuellen Internetseite des Betriebs 
mit Hinweisen auf die vorübergehende Stilllegung 
der Betriebsstätte oder

4.  einer Bestätigung der örtlichen Tourismusorganisa-
tion über die vorübergehende Stilllegung der 
Betriebsstätte.

(3) Die Rundfunkanstalt kann im Einzelfall verlangen, 
dass für die Betriebsstilllegung und ihre Dauer geeignete 
Nachweise vorgelegt werden. Ergeben sich nachträglich 
tatsächliche Anhaltspunkte für das Fehlen der Freistel-
lungsvoraussetzungen, kann die Rundfunkanstalt inner-
halb der Fristen des § 147 Absatz 3 Abgabenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1566) geändert 
worden ist) nach Eintritt der Bestandskraft des Freistel-
lungsbescheids Nachweise anfordern.

(4) Die befristete Freistellung von der Beitragspfl icht 
nach Absatz 1 erfolgt durch Bescheid; sie beginnt mit 
dem Beginn des ersten vollen Monats der Stilllegung der 
Betriebsstätte, jedoch nicht vor dem Ersten des auf die 
Antragstellung folgenden Kalendermonats; sie endet mit 
dem Ablauf des letzten vollen Kalendermonats der 
Betriebsstilllegung. Während des Freistellungszeitraums 
kann dessen Verlängerung um weitere Kalendermonate 
beantragt werden.

(5) Wird die Betriebsstätte nicht, nicht vollständig oder 
nicht für den beantragten Zeitraum stillgelegt, so hat der 

Beitragsschuldner dies unverzüglich der in § 2 genann-
ten gemeinsamen Stelle anzuzeigen; dies gilt auch, soweit 
ein Bescheid nach Absatz 4 Satz 1 bereits ergangen ist.

(6) Wird die Betriebsstätte vor Ablauf des gewährten 
Freistellungszeitraums wieder in Betrieb genommen, so 
endet die Freistellung von der Beitragspfl icht mit Ablauf 
des letzten vollen Kalendermonats der Betriebsstillle-
gung; ist hierdurch die Betriebsstätte nicht mehr mindes-
tens drei zusammenhängende volle Kalendermonate 
stillgelegt, so gilt die Freistellung als nicht erteilt.

(7) Für den Zugang des Freistellungsantrags, der Mittel 
der Glaubhaftmachung, der von der Rundfunkanstalt 
oder von der in § 2 genannten gemeinsamen Stelle ange-
forderten Nachweise und der Anzeige nach Absatz 5 
trägt der Beitragsschuldner die Beweislast.

§ 15 
Befreiung von der Beitragspflicht in besonderen Härte-
fällen nach § 4 Absatz 6 Satz 2 des Rundfunkbeitrags-

staatsvertrags

(1) Wird ein Antrag auf Befreiung nach § 4 Absatz 6 
Satz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags bei der in § 2 
genannten gemeinsamen Stelle innerhalb von zwei 
Monaten nach dem Erstellungsdatum eines Ablehnungs-
bescheides der Sozialbehörde gestellt (Antragsfrist), so 
beginnt eine darauf gewährte Befreiung mit dem Ersten 
des Monats, in dem der Antrag bei der Sozialbehörde 
gestellt wurde. Der Antragsteller hat das Datum der 
Antragstellung bei der Sozialbehörde nachzuweisen und 
trägt die Beweislast für den Zugang des Antrags.

(2) Wird der Antrag auf Befreiung nach Absatz 1 nicht 
innerhalb der dort genannten Antragsfrist gestellt, so 
beginnt die Befreiung mit dem Ersten des Monats, der 
der Antragstellung bei der in § 2 genannten gemeinsa-
men Stelle folgt.

(3) Eine Befreiung in den besonderen Härtefällen nach 
Absatz 1 wird regelmäßig für die Dauer eines Jahres 
gewährt.

(4) Entfällt die Voraussetzung für die Befreiung nach 
Absatz 1, so ist dies der in § 2 genannten gemeinsamen 
Stelle unverzüglich mitzuteilen; die Befreiung endet mit 
Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzung für die 
Befreiung entfällt.

§ 16 
Übertragung einzelner Tätigkeiten auf Dritte (Auftrag-

nehmer)

(1) Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte 
gemeinsame Stelle kann gemäß § 10 Absatz 7 Satz 2 in 
Verbindung mit § 9 Absatz 2 Satz 1 des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags Dritte mit einzelnen Tätigkeiten bei 
der Durchführung des Beitragseinzugs, insbesondere mit 
der Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags, mit der Feststellung 
beitragsrelevanter Tatsachen, mit der Einziehung oder 
mit Inkassomaßnahmen von Rundfunkbeiträgen ein-
schließlich aller Nebenforderungen beauftragen.

(2) Dritte nach Absatz 1 können insbesondere sein: 
Andere Rundfunkanstalten, Druckdienstleister, Telefon-
callcenter, Datenerfassungs-, Datenträgervernichtungs-
unternehmen und Inkassounternehmen sowie Personen, 
die die Einhaltung der Vorschriften des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags überprüfen. Die Rundfunkanstalt 
darf ein Inkassounternehmen erst beauftragen, nachdem 
der geschuldete Betrag durch die hoheitliche Vollstre-
ckung nicht oder nicht vollständig beigetrieben werden 
konnte.

(3) Nach Absatz 1 beauftragte Dritte sind zu Entschei-
dungen nur im Rahmen der ihnen erteilten Aufträge oder 
Weisungen befugt. Es ist vertraglich und technisch-orga-
nisatorisch sicherzustellen, dass diese Stellen die Daten 
der Beitragsschuldner nur für Zwecke des Rundfunkbei-
tragseinzugs speichern, verarbeiten und nutzen. Die für 
die beauftragende Rundfunkanstalt geltenden landes-
rechtlichen Vorschriften für die Datenverarbeitung im 
Auftrag sind zu beachten.

(4) Werden Dritte gemäß § 10 Absatz 7 Satz 2 des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrags mit der Überprüfung der 
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Einhaltung der Vorschriften des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrags, insbesondere mit der Feststellung bisher nicht 
bekannter Beitragsschuldner beauftragt, sind diese 
berechtigt, die der Rundfunkanstalt nach den Bestim-
mungen des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages zustehen-
den Auskünfte und die entsprechenden Mittel zur Glaub-
haftmachung und Nachweise zu verlangen. Sie sind auch 
berechtigt, Anzeigen gemäß § 8 Absatz 1 des Rundfunk-
beitragsstaatsvertrags entgegenzunehmen. Sie haben 
sich durch einen Dienstausweis auszuweisen.

(5) Den mit der Überprüfung der Einhaltung der Vor-
schriften des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags beauftrag-
ten Dritten ist es nicht gestattet,

1.  Wohnungen zu betreten, es sei denn ihnen wird dies 
ausdrücklich vom jeweiligen Inhaber des Hausrechts 
gestattet,

2.  Zahlungen zur Tilgung einer Rundfunkbeitragsschuld 
entgegenzunehmen,

3.  Abmeldungen oder eidesstattliche Versicherungen 
entgegenzunehmen,

4.  Personen, die erkennbar nicht Inhaber der jeweiligen 
Wohnung sind, nach den Namen und Anschriften der 
Inhaber zu befragen – § 9 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags bleiben unberührt – 
oder

5.  Personen unter 18 Jahren zu befragen.

(6) Die Durchführung des Beitragseinzugs durch die in 
§ 2 genannte gemeinsame Stelle und die Beitreibung 
rückständiger Rundfunkbeiträge im Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren gemäß § 10 Absatz 6 des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrags bleiben unberührt.

§ 17 
Übergangsvorschriften

(1) Auf der Grundlage des Rundfunkgebührenstaatsver-
trages bei der Gebühreneinzugszentrale – GEZ – beste-
hende Teilnehmernummern werden ab dem 1. Januar 
2013 bei der in § 2 genannten gemeinsamen Stelle als 
Beitragsnummern fortgeführt.

(2) Eine der GEZ erteilte Ermächtigung zum Einzug 
geschuldeter Rundfunkgebühren mittels Lastschrift oder 
SEPA-Basislastschrift berechtigt die Rundfunkanstalt 
nach dem 1. Januar 2013 auch zum Einzug geschuldeter 
Rundfunkbeiträge mittels Lastschrift oder künftiger 
SEPA-Basislastschrift.

§ 18 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Die Vor-
schriften der Bekanntmachung der Satzung über das Ver-
fahren zur Leistung der Rundfunkgebühren des West-
deutschen Rundfunks Köln vom 18. November 1993 (GV. 
NRW. 1994 S. 245), zuletzt geändert durch Satzung vom 
3. Juni 2002 (GV. NRW. S. 239) bleiben nur noch auf 
Sachverhalte anwendbar, nach denen bis zum 31. Dezem-
ber 2012 noch keine Rundfunkgebühren entrichtet oder 
erstattet wurden. 

Köln, den 10. Dezember 2012

Monika  P i e l

Intendantin

Die Ministerpräsidentin des Landes Nordrhein-Westfa-
len hat am 6. Dezember 2012 die nach § 9 Absatz 2 Satz 2 
des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags in Verbindung mit 
§ 54 Absatz 1 des Gesetzes über den „Westdeutschen 
Rundfunk Köln“ erforderliche Genehmigung erteilt. Die 
Satzung wird gemäß § 25 Absatz 4 des Gesetzes über den 
„Westdeutschen Rundfunk Köln“ bekannt gemacht.

– GV. NRW. 2012 S. 662

77
Änderung der Niersverbandssatzung

Vom 13. Dezember 2012

Die Verbandsversammlung des Niersverbandes hat auf 
Grund des § 10 Absatz 1 in Verbindung mit § 11 und § 14 
Absatz 1 des Niersverbandsgesetzes vom 15. Dezember 
1992 (GV. NRW. 1993 S. 8) am 13. Dezember 2012 
beschlossen, die Niersverbandssatzung vom 8. September 
1994 (GV. NRW. S. 978, ber. S. 1070), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 11. Dezember 2009 (GV. NRW. 2010 
S. 23), wie folgt zu ändern:

Artikel 1
§ 6 der Niersverbandssatzung vom 8. September 1994 
(GV. NRW. S. 978, ber. S. 1070), geändert durch Satzung 
vom 18. Dezember 1997 (GV. NRW. 1998 S. 199), wird wie 
folgt geändert:

1.  In Absatz 1 wird das Wort „Jahresbeitragsumlagen“ 
durch das Wort „Jahresbeiträge“ ersetzt.

2.  Die Absätze 2 bis 5 werden wie folgt gefasst:

  „(2) Die Mitglieder, die mindestens eine volle Beitrags-
einheit erreichen, werden mit Bekanntgabe der Liste 
nach § 13 Absatz 7 Niersverbandsgesetz durch den Ver-
band aufgefordert, die auf die vollen Beitragseinheiten 
entfallenden Delegierten für die nächste Amtszeit 
innerhalb einer vom Verband unter Berücksichtigung 
von § 13 Absatz 4 Niersverbandsgesetz zu bestimmen-
den Frist schriftlich gegenüber der oder dem Vorsitzen-
den des Verbandsrates zu benennen. Die benannten 
Personen sind mit Vor- und Zunamen, ladungsfähiger 
Anschrift und unter Angabe der Tatsachen, die die 
Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Delegierteneigenschaft begründen, zu benennen. Mit-
glieder gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 
Niersverbandsgesetz haben anzugeben, ob die benann-
ten Personen Vertreter der Verwaltung oder Mitglieder 
der Vertretung der Gebietskörperschaft sind.

  (3) Für die Jahresbeiträge, die eine volle Beitragsein-
heit nicht erreichen oder darüber hinaus gehen (Bei-
tragsteileinheiten), wird je Mitgliedergruppe gemäß 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Niersverbandsgesetz eine Stimm-
gruppe gebildet. Die Mitglieder, auf die Beitragstei-
leinheiten entfallen, werden mit Bekanntgabe der 
Liste nach § 13 Absatz 7 Niersverbandsgesetz auf die 
Möglichkeit hingewiesen, sich mit ihren Beitragstei-
leinheiten an ihrer Stimmgruppe zu beteiligen. Die 
Beitragsteileinheit eines Mitgliedes ist in die Stimm-
gruppe eingebracht, wenn das Mitglied nicht binnen 
einer Ausschlussfrist von einem Monat schriftlich 
gegenüber dem Verband erklärt, sich nicht an der 
Stimmgruppe beteiligen zu wollen. Die Ausschluss-
frist beginnt am dritten Tag nach der Aufgabe des 
Schreibens zur Post, mit dem die Liste nach § 13 
Absatz 7 Niersverbandsgesetz bekanntgegeben wird.

  (4) Der Verband gibt den Mitgliedern, deren Beitrags-
teileinheiten in die Stimmgruppe eingebracht sind, 
unverzüglich nach Ablauf der Ausschlussfrist zur 
Erklärung der Nichtbeteiligung an der Stimmgruppe 
die Zusammensetzung der Stimmgruppe und die Zahl 
der von ihr zu wählenden Delegierten schriftlich 
bekannt. Damit verbunden erfolgt die Aufforderung, 
innerhalb einer weiteren Ausschlussfrist von einem 
Monat schriftlich Wahlvorschläge für die Delegierten-
sitze der Stimmgruppe einzureichen. Dabei sollen auch 
für den Fall des vorzeitigen Ausscheidens Vorschläge 
für erste und weitere Nachfolgerinnen oder Nachfolger 
der oder des jeweiligen Delegierten gemacht werden. 
Zur Wahl der Delegierten der Stimmgruppen der Mit-
gliedergruppen „kreisfreie Städte, kreisangehörige 
Städte, Gemeinden“ und „Kreise“ können nur Mitglie-
der der Vertretung der Gebietskörperschaften vorge-
schlagen werden. Es gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 
Für den Beginn der Ausschlussfrist zur Einreichung 
der Wahlvorschläge gilt Absatz 3 Satz 4 entsprechend. 
Der Verband hat mit einer Ausschlussfrist von zwei 
Wochen von den Mitgliedern der Stimmgruppen wei-
tere Wahlvorschläge anzufordern, wenn die Anzahl der 
Vorgeschlagenen unzureichend ist. Für den Beginn der 
Ausschlussfrist zur Nachreichung von Wahlvorschlä-
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gen gilt Absatz 3 Satz 4 entsprechend. Ist die Anzahl 
der Vorgeschlagenen auch nach Fristablauf unzu-
reichend, beschränkt sich die Gesamtzahl der Dele-
gierten der Stimmgruppe für diese Amtszeit auf die 
Zahl der vorgeschlagenen und gemäß Absatz 5 gewähl-
ten Delegierten.

  (5) Werden aus einer Stimmgruppe nicht mehr Wahl-
vorschläge gemacht, als Delegierte auf sie entfallen 
und verlangt kein Mitglied der Stimmgruppe schrift-
lich innerhalb der Ausschlussfrist nach Absatz 4 
Satz 2 bzw. Satz 7 zur Einreichung der Wahlvor-
schläge die Durchführung der Wahl, sind die Vorge-
schlagenen gewählt. Werden mehr Wahlvorschläge 
gemacht als Delegierte auf die Stimmgruppe entfallen 
oder verlangt ein Mitglied der Stimmgruppe die 
Durchführung der Wahl, werden die Delegierten der 
Stimmgruppe im schriftlichen Verfahren gewählt. 
Delegierte und vorgeschlagene Nachfolgerinnen oder 
Nachfolger stehen nur einheitlich zur Wahl. Aus den 
entsprechenden Wahlvorschlägen werden durch den 
Verband für jede Stimmgruppe Stimmzettel zusam-
mengestellt und den Stimmberechtigten zur Wahl 
zugeleitet. Gewählt wird durch Rücksendung der 
Stimmzettel bis zu einem vom Verband bestimmten 
Termin, der mindestens einen Monat nach Aufgabe 
des Schreibens zur Post liegen muss, mit dem den 
Stimmberechtigten die Stimmzettel zur Wahl zugelei-
tet werden. Nach dem Termin beim Verband zuge-
hende Stimmzettel bleiben unberücksichtigt. Jedes 
Mitglied einer Stimmgruppe hat so viele Stimmen, 
wie Delegierte von der Stimmgruppe zu wählen sind. 
Jede Stimme des einzelnen Mitgliedes hat die Wertig-
keit der auf das Mitglied entfallenden Beitragsteilein-
heiten. Für jeden Wahlvorschlag darf je Mitglied nur 
eine Stimme abgegeben werden. Gewählt sind die 
Personen, die von den abgegebenen Stimmen die 
höchsten Summen an Beitragsteileinheiten auf sich 
vereinigen. Bei Stimmengleichheit entscheidet im 
Bedarfsfall das Los. Die Auswertung der Wahl erfolgt 
unter Aufsicht der internen Prüfstelle des Verbandes. 
Über die Auswertung ist eine Niederschrift zu ferti-
gen. Das Ergebnis der Wahl wird allen Mitgliedern 
der Stimmgruppe bekannt gemacht.“

Artikel 2
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Niersverbandsgesetzes kann gegen diese Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden,

c)  der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13. 
Dezember 2012, Aktenzeichen IV-1-072 060 03 gemäß 
§ 11 Absatz 2 Niersverbandsgesetz genehmigte Änderung 
der Satzung sowie der Hinweis nach § 11 Absatz 5 Niers-
verbandsgesetz werden hiermit gemäß § 11 Absatz 4 
Niersverbandsgesetz bekannt gemacht.

Viersen, den 13. Dezember 2012

Niersverband

Der Vorstand

Prof. Dr.-Ing. Dietmar  S c h i t t h e l m

– GV. NRW. 2012 S. 665

2022
Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Entschädigung der Mitglieder 
der Landschaftsversammlung 

und der sachkundigen Bürger/innen 
in den Ausschüssen 

sowie über Zuschüsse an die Fraktionen
Vom 22. November 2012

Die Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat auf 
Grund der §§ 6, 7 Absatz 1 Buchstabe d und des § 16 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), in der 
Sitzung am 22. November 2012 folgende Änderung der 
Satzung über die Entschädigung der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung und der sachkundigen Bürger/
innen in den Ausschüssen sowie über Zuschüsse an die 
Fraktionen vom 16. März 1995 (GV. NRW. S. 204), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 1. März 2012 (GV. NRW. 
S. 114), beschlossen:

Artikel 1
Die Satzung über die Entschädigung der Mitglieder der 
Landschaftsversammlung und der sachkundigen Bürger/
innen in den Ausschüssen sowie über Zuschüsse an die 
Fraktionen vom 16. März 1995 (GV. NRW. S. 204), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 1. März 2012 (GV. NRW. 
S. 114), wird wie folgt geändert:

§ 6 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Mitglieder der Landschaftsversammlung, des 
Landschaftsausschusses und der Fachausschüsse haben 
gemäß § 16 Absatz 1 Landschaftsverbandsordnung 
Anspruch auf Ersatz ihres Verdienstausfalls nach den 
Regeln der §§ 44, 45 Gemeindeordnung; die letzte ange-
fangene Stunde wird nach der Anzahl der Minuten antei-
lig berechnet.“

Artikel 2
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Münster, den 22. November 2012

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender 
der 13. Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer 
der 13. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung in der zurzeit geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)  der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.
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Münster, den 22. November 2012

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang  K i r s c h

– GV. NRW. 2012 S. 666

2022
Satzung zur Änderung der 

Satzung des LWL-Landesjugendamtes Westfalen
Vom 22. November 2012

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe hat auf Grund des § 70 Absatz 3 des 
Achten Buches des Sozialgesetzbuchs (Kinder und 
Jugendhilfe) – SGB VIII – in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts (Kinder- 
und Jugendhilfegesetz – KJHG) vom 26. Juni 1990 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2975), § 9 
Absatz 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes vom 12. Dezember 1990 
(GV. NRW. S. 664), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), in Ver-
bindung mit den §§ 6 und 7 der Landschaftsverbands-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 657), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Oktober 
2012 (GV. NRW. S. 474), in der Sitzung am 22. November 
2012 folgende Änderung der Satzung des LWL-Landes-
jugendamtes Westfalen vom 7. November 1991 (GV. NRW. 
S. 434), zuletzt geändert durch Satzung vom 22. Februar 
2007 (GV. NRW. S. 116), beschlossen:

Artikel 1
Die Satzung des LWL-Landesjugendamtes Westfalen 
vom 7. November 1991 (GV. NRW. S. 434), zuletzt geän-
dert durch Satzung vom 22. Februar 2007 (GV. NRW. 
S. 116), wird wie folgt geändert:

1.  § 4 Absatz 1 Nummern 1 und 2 werden wie folgt 
gefasst:

  „1.  die Direktorin/der Direktor des Landschaftsver-
bandes oder eine von ihr/ihm bestellte Vertretung,

  2.  die Leiterin/der Leiter der Verwaltung des LWL-
Landesjugendamtes Westfalen oder deren Stellver-
tretung,“.

2.  § 4 Absatz 1 wird folgende Nummer 8 angefügt:

  „8.  eine Vertreterin/ein Vertreter des Landesintegrati-
onsrates, die/der durch dieses Gremium gewählt 
wird.“

3.  § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Für jedes beratende Mitglied nach Absatz 1 
Nummern 3 bis 8 ist eine persönliche Stellvertreterin 
oder ein persönlicher Stellvertreter zu bestellen.“

4.  § 5 der Satzung für das LWL-Landesjugendamt West-
falen wird wie folgt gefasst:

 „§ 5 
 Voraussetzung der Mitgliedschaft

  Alle stimmberechtigten Mitglieder einschließlich der 
Stellvertreterinnen/Stellvertreter müssen die Voraus-
setzungen für eine Wahl in eine örtliche Gemeinde-
vertretung im Gebiet des Landschaftsverbandes West-
falen-Lippe erfüllen. Die beratenden Mitglieder 
müssen das 18. Lebensjahr vollendet und ihren Wohn-
sitz oder Dienstsitz im Gebiet des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe haben.“

5.  § 6 Absatz 2 wird folgende Nummer 7 angefügt:

  „7.  bei den Mitgliedern nach § 4 Absatz 1 Nummern 3 
bis 8, wenn das Mitglied von der Stelle, die es vor-
geschlagen oder gewählt hat, abberufen wird.“

Artikel 2
Diese Satzungsänderung tritt am Tage nach der Bekannt-
machung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Kraft.

Münster, den 22. November 2012

Dieter  G e b h a r d

Vorsitzender 
der 13. Landschaftsversammlung

Dr. Wolfgang  K i r s c h

Schriftführer 
der 13. Landschaftsversammlung

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung in der zurzeit geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 Landschaftsverbandsordnung kann 
die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)  der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 22. November 2012

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe

Dr. Wolfgang  K i r s c h

– GV. NRW. 2012 S. 667

790
Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über die Einteilung 
der Forstamtsbezirke 

im Lande Nordrhein-Westfalen
Vom 5. Dezember 2012

Auf Grund des § 58 Absatz 1 des Landesforstgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1980 
(GV. NRW. S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 105 des 
Gesetzes vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), 
wird nach Beratung mit dem zuständigen Landtagsaus-
schuss für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz verordnet: 

Artikel 1
Änderung der Verordnung über die 

Einteilung der Forstamtsbezirke im Lande 
Nordrhein-Westfalen



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 39 vom 19. Dezember 2012668

Einzelpreis dieser Nummer 1,35 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 33,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 67,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen mög-
lichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzu-
beugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 40213 Düsseldorf 
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf 

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
ISSN 0177-5359

§ 2 der Verordnung über die Einteilung der Forstamtsbe-
zirke im Lande Nordrhein-Westfalen vom 11. November 
1994 (GV. NRW. S. 1072, ber. 1995 S. 38), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 19. Juni 2007 (GV. NRW. S. 205), 
wird wie folgt gefasst:

„§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1995 in Kraft.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 5. Dezember 2012

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Johannes  R e m m e l

– GV. NRW. 2012 S. 667


